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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1 . Ausschuß) 


Haushaltsvereinbarkeitsprüfung bei Unionsvorlagen 


A. Problem 

Unionsvorlagen können ebenso wie nationale Vorlagen den deut- 
schen Bundeshaushalt belasten, Falls abzusehen ist, daß Unions- 
vorlagen nach ihrem Inkrafttreten eine Erhöhung des deutschen 
Anteils an den Eigenmitteln der Europäischen Union verlangen 
würden oder nur durch eine Mischfinanzierung mit deutscher Be- 
teiligung umgesetzt werden könnten, ist die Haushaltshoheit des 
Deutschen Bundestages betroffen. Es braucht daher ähnhch wie 
bei nationalen Haushalts- und Finanzvorlagen einer Klarstellung 
der Befugnisse des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages bei der Beratung von Unionsvorlagen, 


B. Lösung 

Ergänzung des § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung nüt dem Ziel, 
für haushaltswirksame Unionsvorlagen stets eine Entscheidung 
des Deutschen Bundestages oder ggf. des Ausschusses für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union vorzuschreiben. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternative 

Einführung eines eigenständigen Kooperationsverfahrens bei 
haushaltswirksamen Unionsvorlagen zwischen Haushaltsaus- 
schuß, Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union, sonstigen mitberatenden Ausschüssen und federführendem 
Ausschuß. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

§ 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung wird um den folgenden Satz 3 
ergänzt: 

„Erhebt der Haushaltsausschuß gegen eine Unionsvorlage 
(§ 93), deren Finanzierung nicht durch den jeweiligen jährli- 
chen Eigenmittelansatz der Europäischen Union gedeckt ist 
oder erkennbar nicht gedeckt sein wird, Bedenken zu ihrer Ver- 
einbarkeit mit dem laufenden oder mit künftigen Haushalten 
des Bundes, hat der federführende Ausschuß Bericht zu erstat- 
ten." 


Bonn, den 30. Januar 1997 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Dieter Wiefelspütz Arnulf Kriedner Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag - 13 . Wahlperiode 


Drucksache 13/7048 


Bericht der Abgeordneten Arnulf Kriedner und Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 


Die Präsidentin des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 30. September 1995 den Vorsitzenden 
des 1. Ausschusses auf Anregung des Vorsitzenden 
des Haushaltsausschusses gebeten zu klären, wie die 
Überprüfung von Unionsvorlagen auf ihre Vereinbar- 
keit mit dem Bundeshaushalt gestaltet werden kann. 

Anlaß für diese Prüfungsbitte waren zwei Unionsvor- 
lagen, bei denen der Haushaltsausschuß eine man- 
gelnde Etatreife festgestellt und deshalb die Ableh- 
nung empfohlen hatte. In beiden Fällen hatte außer- 
dem der mitberatende Ausschuß für die Angelegen- 
heiten der Europäischen Union ebenfalls gegen die 
Unionsvorlagen votiert. Der federführende Ausschuß 
hatte aber die Unionsvorlagen lediglich zur Kenntnis 
genommen. Die Folge war gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung, daß eine förmliche Befassung 
des Plenums des Deutschen Bundestages durch eine 
Beschlußempfehlung und einem Bericht des feder- 
führenden Ausschusses entfiel. Die zwischen dem fe- 
derführenden Ausschuß und den mitberatenden 
Ausschüssen aufgetretenen Unterschiede in der Be- 
wertung der betroffenen Unionsvorlagen und Lö- 
sungsansätze konnten also nicht im Plenum des 
Deutschen Bundestages bereinigt werden. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung (1. Ausschuß) hat in die Beratungen 
zur Einführung eines Verfahrens der Haushaltsver- 
einbarkeitsprüfung bei Unionsvorlagen den Haus- 
haltsausschuß und den Ausschuß für die Angelegen- 
heiten der Europäischen Union einbezogen. 

Einigkeit bestand von Anfang an darin, daß eine Ge- 
schäftsordmmgsvorschrift zur Haushaltsvereinbar- 
keitsprüfung bei Unionsvorlagen von der Trennung der 
Haushaltsebenen der Europäischen Union einerseits 
und der Bimdesrepublik Deutschland andererseits aus- 
zugehen hat. In die Haushaltshoheit der Europäischen 
Union einzugreifen, war nicht beabsichtigt. Es konnte 
nur das Ziel einer Verfahrensregelung für die Beratun- 
gen des Deutschen Bundestages zu Unionsvorlagen 
sein, die nationale Etathoheit abzusichern. Geklärt wer- 
den mußten die Befugnisse des Haushaltsausschusses 
für die Fälle, in denen Unionsvorlagen Rückwirkungen 
auf den laufenden oder künftigen Haushalt der Bun- 
desrepublik Deutschland nach sich ziehen. Dies sind 
einerseits Fälle, bei denen der deutsche Anteil an den 
Eigenmitteln der Europäischen Union nach dem In- 
krafttreten einer Unions Vorlage zwangsläufig erhöht 
werden müßte. Es handelt sich außerdem um solche 
Fälle, bei denen europäische Vorhaben nur realisiert 
werden können, wenn sie sowohl aus dem europäi- 
schen als auch aus dem nationalen Haushalt finanziert 
werden (sog. „Kofinanzierungen"). 

In einem ersten Schritt wurde Einigkeit über einige 
Leitgedanken zur Haushaltsvereinbarkeitsprüfung 
bei Unionsvorlagen erzielt. Dabei ging man davon 
aus, daß das Prüfungsverfahren des Haushaltsaus- 


schusses auf den Erfahrungen mit dem Verfahren der 
Überweisung von nationalen Vorlagen nach § 96 
GO-BT aufbauen soll. Sofern der Haushaltsausschuß 
der Unionsvorlage lediglich teilweise, nur mit Ände- 
rungen oder gar nicht zustimmen kann, sollte der fe- 
derführende Ausschuß im Plenum des Deutschen 
Bundestages oder im Ermächtigungsfalle des § 93 a 
der Geschäftsordnung dem Ausschuß für die Angele- 
genheiten der Europäischen Union eine Beschluß- 
empfehlung und einen Bericht vorlegen. Die bloße 
Kenntnisnahme, die nur zu einer Unterrichtung des 
Plenums des Deutschen Bundestages führt, sollte aus- 
geschlossen sein. Die mitberatende Stellungnahme 
des Haushaltsausschusses sollte Bestandteil der Stel- 
lungnahme des Deutschen Bundestages bzw. des 
Ausschusses für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union werden. Dem Haushaltsausschuß sollte 
es obliegen, die Berücksichtigung der Stellungnahme 
durch die Bundesregierung zu kontrollieren. Dabei 
ging man davon aus, daß die Bundesregierung im 
Rahmen ihrer Berichtspflichten nach dem Gesetz über 
^die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deut- 
schem Bundestag in Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union vom 12. März 1993 (BGBl 1993 I S. 311) 
zu der Entwicklung der haushaltswirksamen Unions- 
vorlagen gesondert Stellung nehmen werde. Vom Bun- 
desminister der Finanzen wurde außerdem erwartet, 
daß er halbjährlich über den Beratungsstand und die 
Beratungsergebnisse zu den anhängigen haushalts- 
wirksamen Unionsvorlagen in den zuständigen 
Organen der Europäischen Union berichten werde. 

In einem zweiten Schritt wurde auf der Grundlage 
dieser Leitsätze ein Verfahren der Zusammenarbeit 
von federführenden und mitberatenden Ausschüssen, 
dem Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union sowie dem Haushaltsausschuß entwor- 
fen. t)ie geplante Regelung in einem neuen § 96 a er- 
wies sich jedoch als sehr unübersichtlich. Es stellte 
sich im Laufe der Beratungen allerdings auch heraus, 
daß es hier nur wenige Einzelvorgänge gibt, die das 
komplizierte Beratungs verfahren auslösen könnten. 
Auch auf Grund von Auskünften des Bimdesministe- 
riums der Finanzen ist zu vermuten, daß es sich bei 
den Unionsvorlagen mit Auswirkungen auf die Ver- 
änderung der Eigenmittel der Europäischen Union zu 
Lasten höherer Beitragssätze der Mitgliedstaaten 
allenfalls um vier bis fünf Vorgänge pro Wahlperiode 
handeln wird. Zur Fallgruppe der Mischfinanzierun- 
gen („Kofinanzierungen") für ein bestimmtes Vorha- 
ben sowohl aus dem Haushalt der Europäischen 
Union als auch aus dem nationalen Haushalt, in der 
Regel also für Projektzuschußfinanzierungen, wird mit 
bis zu fünf Vorgängen pro Rechnungsjahr gerechnet. 

Im dritten Schritt wurde wegen dieser Beobachtungen 
und mit Rücksicht auf die AnlaßfäUe die Folgerimg 
gezogen, daß lediglich die Vorschrift des § 80 Abs. 3 
Satz 2 der Geschäftsordnung modifiziert zu werden 
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braucht. Nach § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsord- 
nung entfällt die Verpflichtung des federführenden 
Ausschusses, dem Plenum des Deutschen Bundesta- 
ges eine Beschlußempfehlung und einen Bericht vor- 
zulegen, falls er die überwiesene Vorlage nur zur 
Kenntnisnahme empfiehlt; es entfällt dann auch eine 
Plenarberatung über die Beschlußempfehlung des fe- 
derführenden Ausschusses, weil bei einer bloßen 
Kennntnisnahme eine Unterrichtung des Deutschen 
Bimdestages über den vorgesehenen Abschluß der 
Beratungen zu der betroffenen Vorlage genügt. Des- 
halb hat sich der Eindruck verfestigt, daß der Interes- 
senlage des Haushaltsausschusses genügend Rech- 
nung getragen werden kann, wenn der federführende 
Ausschuß in jedem Falle zur Vorlage einer Beschluß- 
empfehlimg und eines Berichtes an den Deutschen 
Bundestag verpflichtet wird, also auch dann, wenn er 
lediglich die Kenntnisnahme empfehlen will. Voraus- 
setzung für diese partielle Rücknahme von Verfah- 
renserleichtenmgen ist aber, daß der Haushalts aus- 
schuß im Wege der Mitberatung Bedenken wegen der 
Vereinbarkeit der Unionsvorlage mit dem Bimdes- 
haushalt geltend gemacht hat. Der Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnimg geht 
jedenfalls davon aus, daß eine solche Regelung zu- 
nächst genügt und erprobt werden sollte. 


Die vom Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung vorgesehene Regelung zur Prü- 
fung der Haushaltsvereinbarkeit von Unionsvorlagen 
legt also die letzte Entscheidung zu haushaltsrele- 
vanten Unionsvorlagen für den Regelfall in die Kom- 
petenz des Plenums des Deutschen Bundestages. In 
dem Ausnahmefall einer Einigung unter den betei- 
ligten Ausschüssen kann die abschließende Stellung- 
nahme gemäß § 93a Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsord- 
nung auch vom Ausschuß für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union an Stelle des Deutschen 
Bundestages selbst abgegeben werden. 

Die empfohlene Änderung des § 80 Abs. 3 der Ge- 
schäftsordnung betrifft also nur solche Fälle, in de- 
nen Unionsvorlagen die Haushaltslage des Bundes 
berühren. Die Verpflichtung des federführenden 
Ausschusses zur Vorlage von Beschlußempfehlung 
und Bericht wird an zwei Voraussetzungen geknüpft: 
Erstens betrifft die Regelung nur solche Unions- 
vorlagen, deren Finanzierung nicht schon durch 
den Eigenmittelansatz der Europäischen Union ge- 
deckt ist, und zweitens muß der Haushaltsausschuß 
Bedenken zur Vereinbarkeit nüt dem laufenden 
oder künftigen Haushalten des Bundes geltend ma- 
chen. 


Bonn, den 30. Januar 1997 


Arnulf Kriedner Wilhem Schmidt (Salzgitter) 

Berichterstatter Berichterstatter 
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